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Dauerkrise in der griechischen Justiz 

Kostas Dimakopoulos  

 

Am 30. Juni 2022 wurde die ehemalige Leiterin der Staatsanwaltschaft für 

Korruption unter der SYRIZA/ANEL-Regierung, Eleni Touloupaki, zusammen 

mit dem ehemaligen stellvertretenden Justizminister der gleichen Zeit, Dimitris 

Papagelopoulos, ebenfalls ehemaliger Oberstaatsanwalt, vom Richterrat des 

Obersten Sondergerichtshofs wegen politischer Korruption angeklagt. Die 

formellen Anklagen, unter denen die beiden vor Gericht gestellt wurden, sind 

vielfältig und betreffen Machtmissbrauch, Pflichtverletzung, Verheimlichung von 

Dokumenten etc. Aber letztlich weiß jeder in Griechenland, dass es sich um den 

politisch-gerichtlichen „Novartis-Skandal“ handelt. Diesen kann man damit 

zusammenfassen, dass ein Ermittlungsverfahren mit dem Vorwurf der 

Bestechung seitens der oben genannten Pharmaindustrie gegen zehn politische 

Persönlichkeiten, Gegner der damaligen Regierung SYRIZA/ANEL, eingeleitet 

wurde, was sich auf die Aussagen von drei falschen Zeugen stützte, die als 

"geschützte Personen" eingestuft wurden, von denen zwei bis heute verborgen 

und unbekannt bleiben. Unter den beschuldigten zehn Politikern sind ein 

ehemaliger Premierminister, ein ehemaliger Präsident des Obersten 

Verwaltungsgerichtes (Staatsrat), der auch als amtierender Premierminister 

fungierte, ein ehemaliger griechischer Kommissar bei der Europäischen 

Kommission, der Gouverneur der Bank von Griechenland und verschiedene 

Minister. Die Entwicklung des Falls, der die griechische Justiz in den Strudel 

schmutziger politischer Auseinandersetzungen hineinzog, hat unter anderem viele 

der dunklen Seiten der institutionellen Justiz in Griechenland selbst ans Licht 

gebracht. Am Ende stellte sich heraus, dass der politisch-gerichtliche Skandal von 

Novartis eine Intrige war – während der durchaus reale ärztlich-pharmazeutische 

Skandal Novartis (zu viele Verschreibungen von teuren Novartis-Produkten) bis 

heute unerforscht bleibt. Allerdings haben die Richter des Richterrates, die die 

beiden oben genannten ehemaligen Kollegen auf die Anklagebank verwiesen, sie 

"mit Samthandschuhen" angefasst, da sie die ganze Anklage auf Punkte mit völlig 

untergeordneter Bedeutung reduzierten und somit vermieden, in die Substanz 

dieses großen politisch-gerichtlichen Skandals einzudringen. Fast hätte es sogar 

gar keinen Beschluss des oben genannten Richterrates gegeben, der erst nach 

zweieinhalbjähriger Vernehmung und unter viel Druck buchstäblich „kurz vor 

zwölf“ erlassen wurde, wenige Stunden nämlich, bevor die Amtszeit einiger 

Mitglieder des Rates sowie der Ermittlerin selbst durch Pensionierung geendet 

hätte, was nach aller Wahrscheinlichkeit die Entscheidung über den Fall endgültig 

ad calendas graecas verschieben würde. Offenbar möchte in der griechischen 

Justiz eine Krähe der anderen kein Auge aushacken. 
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Es ist nicht das erste Mal, dass die institutionelle Justiz in Griechenland das Bild 

eines Sumpfes zeigt. Die Erinnerung an die 2005 aufgedeckte „nebengerichtliche 

Bande“, die auch eine „gerichtliche Bande“ war, ist noch frisch. Damals hatte man 

festgestellt, dass griechische Richter Gerichtsurteile erließen, mit denen 

Grundstückseigentümer ihr Eigentum verloren und ganze Vermögen mit Hilfe 

von beteiligten Rechtsanwälten und Notaren illegal den Besitzer wechselten. 

Einige dieser Richter wurden nach Bekanntwerden des Skandals mit einem 

Interpol-Haftbefehl im Ausland als Prozessflüchtige gesucht.  

Im Allgemeinen zeichnet sich die griechische Justiz nicht unbedingt durch 

unparteiische Objektivität und treue Einhaltung des Gesetzes aus, ihr Verhalten 

entspricht eher dem der griechischen Gesellschaft insgesamt, wenn es darum geht, 

die Regeln für eigene Zwecke zu brechen – was das Land während der 

sogenannten „Griechenland-Krise“ vor zehn Jahren an den Rand des Ruins 

brachte. Hätte es anders sein können? Es ist schwer vorstellbar, dass so vieles in 

einer Gesellschaft faul ist und eine ihrer Institutionen, in diesem Fall die 

institutionelle Justiz, eine strahlende Ausnahme bildet. Normalerweise gehören 

Staat und Gesellschaft zusammen und weisen die gleichen Eigenschaften auf, 

reiner Staat und korrupte Gesellschaft (oder umgekehrt) sind per Definition ein 

Oxymoron. 

Von denjenigen, die sich wissenschaftlich mit den Ursachen ihrer Dauerkrise 

auseinandersetzen, wird die griechische Justiz in der Regel kritisiert, weil sie allzu 

oft dem politischen Druck nachgibt. Der emeritierte Rechtsprofessor und Mitglied 

der Akademie Athen, Apostolos Georgiadis, sagt dazu: „Heute befindet sich die 

Unabhängigkeit der Justiz in einer schweren Glaubwürdigkeitskrise und wird 

ständig in Frage gestellt, was dazu führt, dass die Justizfunktion von den Bürgern 

mit Misstrauen betrachtet wird und sie selbst sich durch Aktionen der politischen 

Macht bedroht fühlt."1 Dem ist allerdings hinzuzufügen, dass der politische Druck 

für in der Regel kriminelle Fälle mit politischer Bedeutung, dem die institutionelle 

Justiz in Griechenland nachgibt, oft „von unten“ kommt, von organisierten 

gesellschaftlichen Interessen und lautstarken politischen Gruppierungen – „die 

Macht kommt letztlich von überall ". Es sind also nicht nur Justizfälle wie das 

„Vatopedi-Kloster“, die „Goldene Morgenröte“, die Memoranden der Troika, die 

Kürzungen der Gehälter und Renten der Griechen, die Fernsehlizenzen usw., 

sondern auch der Prozess gegen den Polizisten Korkoneas, die Freilassung des 

Terroristen Koufontinas usw., die in diese Kategorie (dem politischen Druck 

nachzugeben) fallen. Das bis jetzt letzte Ergebnis dieser traurigen Bilanz ereignete 

sich im August 2022, als bekannt wurde, dass das Abhören des Handys des 

 
1 Georgiadis, Apostolos, „Öffentliche Meinung“, „Gerechtigkeitsempfinden der Bevölkerung“ und 

Rechtspflege. Zeitschrift Δικαιώματα του Ανθρώπου (ΔτΑ), Heft 88/2021, S. 245 ff. (252), 

Vorveröffentlichung aus dem Ehrenband für Professor K. Kalabros. 
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Vorsitzenden der drittgrößten Partei des Parlaments, PASOK-KINAL, durch den 

griechischen Geheimdienst von einer griechischen Staatsanwältin abgesegnet war 

– so viel zur richterlichen Garantie der Abhöraktionen in Griechenland. Dieser 

politische Skandal hat inzwischen die „Windschläuche des Äolos“ in Hellas 

geöffnet, viele ähnliche Fälle aus Vergangenheit und Gegenwart kommen 

inzwischen ans Licht. 

Ein weiterer Grund dafür, dass die griechische Justiz als staatliche Funktion und 

„dritte Gewalt“ in der griechischen Gesellschaft an Glaubwürdigkeit verloren hat, 

liegt darin, dass sie zu ihren Gunsten urteilt, wenn es z. B. um die Aufhebung der 

krisenbedingten Kürzungen der Gehälter und Pensionen von Justizbediensteten 

geht, Staatsanwälten und Richtern also, die von ihnen selbst für „illegal“, 

„verfassungswidrig“, „gegen die Europäische Menschenrechtskonvention“ etc. 

befunden werden. Dagegen betrachten sie die Kürzungen der Löhne und Renten 

der anderen Griechen als verfassungsmäßig und legal und beschränken sich 

darauf, ihnen einige "Krümel" zuzusprechen, um den Schein der Ausgewogenheit 

aufrechtzuerhalten. 

Seit einigen Jahren wird in Griechenland eine Debatte über „Populismus“ in der 

Rechtsprechung geführt, insbesondere seit der damalige Präsident des Obersten 

Verwaltungsgerichts, Nikos Sakelariou, und der damalige Justizminister Nikos 

Paraskevopoulos im Oktober 2016 erklärten, dass es die Pflicht des Richters ist, 

„auf den Puls der griechischen Gesellschaft zu hören“. Diese Debatte drehte sich 

darum, ob der Richter streng nach den formellen Regeln des Rechtsstaates urteilen 

oder das „Rechtsgefühl" des Volkes beachten, „die öffentliche Meinung 

berücksichtigen" usw. sollte. Ich habe dieselbe Frage vor 20 Jahren in einem 

juristischen Artikel anders formuliert: Darf sich der Richter als „Beschützer der 

sozialen Gerechtigkeit" und „Vollstrecker des Sozialstaats“ betrachten, um die 

Beschränkungen des geschriebenen Rechts zu umgehen?2 Mehrere juristische 

Konferenzen, Vorträge und Presseartikel in Griechenland widmeten sich in der 

letzten Zeit dem Thema „Justizpopulismus“, auch ohne Verwendung dieses 

Begriffs.3 Man könnte die Schlussfolgerungen dieser Diskussion wie folgt 

zusammenfassen: Da der Richter Mitglied der Gesellschaft ist, deren Recht das 

geordnete und friedliche Miteinander bezweckt, ja, ist er verpflichtet, die 

öffentliche Meinung und das Rechtsgefühl des Volkes in gewissem Maße zu 

berücksichtigen, insbesondere wenn er berufen ist, im Gesetz verankerte 

Generalklauseln und unbestimmte Rechtsbegriffe wie „gute Sitten“, „Treu und 

Glaube“, „ungebührliches Verhalten“, „Geschäftsethik“, „öffentliches 

Anstandsgefühl“, „Rechtsmissbrauch“ etc. zu interpretieren. Ebenfalls kann man 

 
2 Dimakopoulos, Kostas, Der Zivilprozess als Missbrauchsfeld, Zeitschrift Δίκη 32/2001, S. 272 ff., 

283 ff.  
3 Hinweise auf diese Diskussion finden sich in den verschiedenen Artikeln des thematischen Sonderhefts 

der Zeitschrift ΔτΑ 88/2021, auf die ich oben hingewiesen habe (FN. 1). 
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nicht die Relevanz der Politik für das Recht bezweifeln und die Wechselwirkung 

von beiden ignorieren4, will man nicht den Bezug zur Realität verlieren. 

Aber der Richter darf weder „Demoskop“ werden5, noch kann er das geschriebene 

Recht, zu dessen Anwendung er berufen ist, durch die von ihm als richtig 

erachtete Rechtspolitik ersetzen, sich also selbst zum „Gesetzgeber“ machen. Bei 

der Rechtsprechung in Griechenland finden wir aber oft die Bestätigung der 

Beobachtung eines französischen Schriftstellers des vorigen Jahrhunderts (Jean 

Giraudoux): „Niemals hat ein Dichter die Natur so frei interpretiert wie ein Jurist 

die Gesetze." Damit öffnen sich verschiedene Missbrauchsfelder. Generell 

betrachtet, mangelt es in Griechenland eher an der Beachtung der Regeln der 

Rechtsstaatlichkeit6, was oft kassiert wird als „sozialstaatlich“ inspirierte 

Herangehensweise an die Dinge (ich spreche hier nicht von Sozialpolitik, daran 

mangelt es tatsächlich in Griechenland).  

Zu einem dieser Missbrauchsfelder wird manchmal der Gerichtsprozess. Nach 

außen mögen die griechischen Gerichtsentscheidungen, auf die ich mich hier 

beziehe, formal in Ordnung erscheinen, also vordergründig den Regeln der 

juristischen Subsumtion genügen, d. h. den Sachverhalt eines Falles unter den 

Tatbestand einer Rechtsnorm bringen, aber man stellt bei genauer Beobachtung 

nicht selten fest, dass die ideelle Bewegung zwischen Obersatz und Untersatz des 

juristischen Syllogismus nicht in gerader Linie, sondern im Zickzack erfolgt, was 

letztendlich verhindert, die richtige Rechtsnorm für den Fall zu finden und 

anzuwenden. Und es kommt nicht nur darauf an, was die Gerichtsentscheidungen 

aus dem ganzen Beweismaterial anführen, sondern auch darauf, was sie 

verschweigen. Um ein Gleichnis zu paraphrasieren (Matthäus, 23, 27): Es gibt 

einige Fälle, in denen griechische Gerichtsentscheidungen „übertünchten 

Gräbern“ ähneln, von außen „auswendig hübsch", von innen aber „voller Unflat". 

Natürlich beziehe ich mich nur auf einige ausgewählte Gerichtsentscheidungen, 

die sicherlich nicht repräsentativ für das Ganze sind. Aber sie gedeihen, und das 

ist die Hauptsache für die hier untersuchte Frage, in einem Klima der 

Rechtspflege, das die Willkür des Richters begünstigt – im Gegensatz zu den 

üblichen Litaneien der Gewerkschaft von Richtern und Staatsanwälten in 

Griechenland, dass „... die einzige dauerhafte Schutzgarantie ... die unabhängige 

Justiz ist, die ihre Entscheidungen auf der Grundlage der Akten und der von der 

Verfassung und den Gesetzen anerkannten Rechtsbeweise trifft ...". Und ich lasse 

die langen Verzögerungen in der Rechtspflege außer Acht, die in Griechenland, 

wie immer wieder betont wird, an die Grenzen der Rechtsverweigerung stoßen. 

 
4 Manesis, Aristovoulos, Recht und Politik, Thessaloniki, 1982, S. 1 ff., mit Warnungen an die Justiz, 

auf ihre Prinzipien zu achten, S. 14. 
5 Vlachopoulos, Spyros, Rechtspflege und Volksstimmung, ΔτΑ 88/2021, S. 273 ff., 276.  
6 Beis, Kostas, Das griechische Defizit an Rechtsstaat, 1988 (Aufsatzsammlung). 
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Selbstverständlich ist es keine Spezialität der griechischen Rechtsprechung, dass 

das klassische Methodenideal (deduktive Rechtsgewinnung durch rein logische 

Operationen aus dem System des positiven Rechts ohne Eigenwertung des 

Entscheiders) nicht eingehalten wird. Hier trifft man aber gröbere Abweichungen. 

Wenn deutsche Rechtsanwälte Sprüche benutzen wie „vor Gericht und auf hoher 

See ist man in Gottes Hand“ und „man kann gar nicht so dumm denken, wie ein 

Richter entscheidet“, kann man sich vorstellen, was in den griechischen 

Gerichtssälen gesagt wird.  

Im Dezember 2001 hatte der Verfasser dieses Artikels der Athener 

Anwaltskammer vorgeschlagen, eine Plattform zu schaffen, auf der Anwälte ihre 

Kommentare zu Gerichtsentscheidungen einreichen könnten – unabhängig vom 

Einlegen von Rechtsmitteln – und damit eine Diskussion über die Qualität der 

Justiz in Griechenland loszutreten. Nicht, weil Anwälte das Gesetz besser kennen 

als Richter (um Himmels willen!), sondern weil sie in der Praxis Informationen 

über Fälle von Richterwillkür und Rechtsverletzungen im Kontext der 

griechischen Gerichtspraxis sammeln können. Diese Diskussion könnte helfen, 

selbst wenn Gerichtsentscheidungen inzwischen rechtskräftig oder 

unwiderruflich geworden sind.  

Und da Verallgemeinerungen nicht hilfreich sind, bringe ich an dieser Stelle ein 

Beispiel der griechischen Gerichtspraxis aus meiner persönlichen Sammlung (die 

konkreten Gerichtsentscheidungen stehen jedem Interessenten zur Verfügung) 

obwohl sich dieser Artikel nicht nur an Juristen richtet.7 In einer Rechtsordnung, 

die vor sich selbst Respekt hat, müsste die Klage eines Eigentümers etwa auf 

„entgangenen Gewinn“, in der er sich mit einer anderen Eigentumsquote 

präsentiert, als der, die sich aus den Grundbucheintragungen von ihm selbst 

ergibt, als unzulässig zurückgewiesen werden. Denn das Grundbuch, egal welches 

System, dient dem Schutz der Allgemeinheit; Eintragungen von 

Eigentumsrechten in diese öffentlichen Bücher, binden zuerst denjenigen, der sie 

veranlasst hat, also wirken sowohl zu seinen Gunsten als auch zu seinen Lasten  –

unabhängig davon, welchen „öffentlichen Glauben" man diesen Büchern in den 

verschiedenen Grundbuchsystemen zuschreiben wollte. Aber das gilt 

offensichtlich nicht für die griechischen Gerichte, die der Meinung zu folgen 

scheinen, dass es egal ist, was jemand gegenüber dem Grundbuchamt erklärt hat, 

solange er sein Eigentümerprofil in seiner Klage auf das richtige Maß korrigiert; 

damit sei vor Gericht alles in Ordnung! 

 
7 Andere konkrete Beispiele findet man in meinem oben erwähnten Artikel (FN 2). Dieser Artikel endete 

mit der Bemerkung: „Und wer sagt uns, dass der Richter, der heute glaubt, herausfinden zu können, 

welche der Parteien seine Hilfe als die schwächere benötigt, sich nicht morgen über das Gesetz stellen 

würde, nicht mehr wegen „sozialer Gerechtigkeit", sondern wegen anderer Zwecke?“, S. 284.  
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Die Frage nach dem Richter, der „auf das Rechtsempfinden der Gesellschaft 

achtet“, beschäftigt auch andere Rechtsordnungen. In Deutschland z.B. gibt es 

seit langem eine umfangreiche Literatur zum sogenannten „Rechtsgefühl“.8  

Natürlich steht außer Frage, dass die Entscheidungen der Justiz, denen die 

griechische Verfassung mit den Artikeln 93 ff. ein ganzes Kapitel gewidmet hat, 

ob gut oder schlecht, umgesetzt werden müssen. Der Gewinn aus der Funktion 

der institutionellen Justiz in einem Rechtsstaat besteht darin, dass 

Gerichtsentscheidungen (ob sie einen privatrechtlichen Streit im Zivilrecht lösen 

oder jemanden im Strafrecht freisprechen oder verurteilen oder dem Bürger 

gegenüber der Behörde im Verwaltungsrecht recht geben oder nicht) letztlich 

Frieden in die sozialen Beziehungen bringen und Konflikte beenden. Deshalb 

müssen sie von allen respektiert werden.  

Eine andere Sache ist es, dass die Kritik der Justiz in einem Rechtsstaat um der 

Gerechtigkeit willen erlaubt sein sollte. Wie notwendig diese Kritik ist und wie 

die demokratische Rationalisierung auch der „dritten Gewalt“ sie braucht, zeigt 

die Diskussion, die in Griechenland gerade begonnen hat. 
 

 
8 Die Debatte begann allgemein vor 200 Jahren, als Heinrich von Kleist in seinem Roman „Michael 

Kohlhaas“ (1810/1811) den Satz „Das Rechtsgefühl aber machte ihn zum Räuber und Mörder“ schrieb. 

Sie nahm juristische Form an, als Rechtsphilosophen wie Gustav Rümelin, Rechtsgefühl und 

Gerechtigkeit (1871) und Rudolf von Jhering, Der Kampf ums Recht (1872) sich mit dem Thema 

befassten. Sie umfasst heute eine umfangreiche Bibliographie, die viele Wissenschaftszweige berührt, 

von der Soziobiologie und Ethologie bis zur Richterpsychologie und der Erforschung der Anomie. Das 

allgemeine Fazit ist, dass es sich letztlich bei dem Begriff „Rechtsgefühl“ eher um ein Wort, besser eine 

Wortkulisse, handelt, von dem kaum jemand sagen kann, dass es etwas Klares und Konkretes definiert, 

s. Meier, Christoph, Zur Diskussion über das Rechtsgefühl, Themenvielfalt – Ergebnistrends - Neue 

Forschungsperspektiven, 2020 (1986), Berlin (S. 129). 

 


